
 

 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
  

 
 
 
 
 

 
  
 
 
 
 
 
 

 
 
  

 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
  

 
  
 
 
 
 
  
 

Bericht aus Berlin – Nr. 24 vom 02. Dezember 2022 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

das alles beherrschende Thema dieser Woche im Bundestag war die Diskussion über die von der Ampel-Bundesregierung geplan-
ten Änderungen beim Staatsbürgerschaftsrecht, die wir heute früh in letzter Lesung berieten und die letztlich mit den Stimmen 
der Regierungsfraktionen verabschiedet wurden. Völlig unstrittig ist dabei für mich, dass Menschen, die Schutz brauchen, diesen 
auch erhalten müssen. Aber über dieses erste von mehreren geplanten Migrationspaketen der Ampel-Koalition kann man meines 
Erachtens nur den Kopf schütteln. Kurz gesagt soll in Zukunft in Deutschland nicht mehr zwischen rechtmäßigem und unrechtmä-
ßigem Aufenthalt unterschieden werden. Dabei regelt dies die aktuell bestehende Rechtslage bereits völlig ausreichend – sie wird 
nur, teilweise mutwillig, gar nicht angewandt. So können ausreisepflichtige Ausländer bereits heute in der Regel nach drei Mo-
naten arbeiten und in diesem Zusammenhang eine Aufenthaltsgenehmigung beantragen. Klare Ausnahmen hiervon gelten für 
Menschen, die sich weigern, ihre Identität zu klären. Ein Aspekt der ebenfalls auf mein Unverständnis stößt ist die Tatsache, dass 
der Aufenthalt rechtskräftig abgelehnter Asylbewerber, die ausreisepflichtig sind, als legal eingestuft werden soll. Dabei werden 
insbesondere diejenigen Menschen belohnt, die sich bisher nicht gesetzeskonform verhalten, oder gar absichtlich ihre Identität 
verschleiert haben. Das Signal, das hiervon ausgeht, ist fatal. Gleiches gilt für die geplante Regelung, dass ausreisepflichtige Men-
schen zukünftig nach deutlich kürzerer Zeit eine Aufenthaltserlaubnis bekommen. In Anbetracht von Asylverfahren, die oftmals 
mehrere Jahre dauern, eine Farce. Insbesondere, dass für „Jugendliche“ bis 27 nochmals deutlich weniger strenge Regeln gelten 
sollen, kann ich nicht nachvollziehen. Insgesamt wird das Gesetz dazu führen, dass Deutschland noch attraktiver – insbesondere 
junge Männer – und der an sich hehre Ansatz „Asyl“ zu gewähren nur noch zu einer hohlen Phrase wird. Die häufig vorgeschobene 
Begründung des Fachkräftemangels ist dabei aus mehrerlei Hinsicht fragwürdig. Denn es ist mehr als fraglich, ob durch das geän-
derte Migrationsrecht tatsächlich die Menschen in unser Land kommen, die wir hier auch benötigen. Oder ist es nicht wieder so, 
dass schlecht ausgebildete und oftmals wenig integrations-fähige und –willige Men-
schen angelockt werden? Zudem stellt man sich die Frage, ob denn das Wohl der 
Wirtschaft stets die Politik und den Alltag der Menschen dominieren sollte – oder ob 
der Fachkräftemangel nicht gerne von manchen politischen Kräften als Totschlagar-
gument aus der ideologisch entgegengesetzten Ecke benutzt wird? 
 

Ein weiteres großes Thema in dieser Woche waren die geplanten Entlastungen bei 
den Strom- und  Gaspreisen, beziehungsweise die entsprechenden Debatten, die am 
frühen Donnerstagmorgen im Plenum stattfanden. Hierzu mehr auf Seite 3. 
 

Am Dienstag dieser Woche fand – coronabedingt zum ersten Mal seit drei Jahren – 
wieder die Weihnachtsfeier der CDU-Landesgruppe Baden-Württemberg statt. Bei 
dieser Gelegenheit lassen wir in gemütlicher Runde nicht nur das zu Ende gehende 
Jahr aus baden-württembergischer Sicht Revue passieren sondern bedanken uns 
auch bei unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für ihre Unterstützung. Denn es 
stimmt, was ein weiser früherer Landesgruppen-Vorsitzender einmal sagte: „Ein gu-
tes Abgeordnetenbüro funktioniert auch dann, wenn der Chef da ist!“ Vielen Dank 
an mein Team! 
 

Ich wünsche Ihnen einen 
schönen 2. Advent, Ihr 

 

Volker Mayer-Lay MdB     Platz der Republik 1      11011 Berlin     Telefon: 030 227 74123     E-Mail: volker.mayer-lay@bundestag.de 

 

 
Nachhaltige Weihnachtsstimmung 

im Paul-Löbe-Haus. 



 

 
  
  
 
 
  
    
 
    
 
 
  
 

  
                          
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 

 

Förderung des Breitbandausbaus im Wahlkreis 
 
Der Bund unterstützt den Breitbandausbau in der Bodenseeregion mit einem zweistelligen Millionenbetrag. So kann man die 
gute Nachricht kurz zusammenfassen. Denn nicht nur – wie weithin bekannt – im Verkehrsbereich bei Straße und Bahn, sondern 
leider auch bezüglich der Versorgung mit adäquatem und zeitgemäßem Internet, hat die Bodenseeregion in vielen Bereichen 
Nachholbedarf. Mit der Zielsetzung, dies zu ändern, hatten sich einige Städte und Gemeinden um Unterstützung im Zuge des 
„Förderprogramms zur Unterstützung des Gigabitausbaus der Telekommunikationsnetze in der Bundesrepublik Deutschland“ be-
worben. Und das äußerst erfolgreich, wie sich nun zeigte:  
So erhalten die Gemeinden Owingen, Heiligenberg, Eriskirch, Meckenbeuren, Langenargen, Deggenhausertal, Bermatingen, 
Oberteuringen, Neukirch und die Stadt Markdorf insgesamt knapp 29 Millionen Euro Unterstützung von Seiten des Bundes zur 
Erschließung der „Grauen bzw. Weißen Flecken“. Die meisten der genannten Kommunen haben sich im „Zweckverband Breitband 
Bodenseekreis“ (ZVBB) zusammengeschlossen, um den Breitbandausbau in der Bodenseeregion zu fördern. Hinzu kommt eine 
Förderung für den Breitbandausbau in der Gemeinde Wald aus dem zum Wahlkreis Bodensee gehörenden Teil des Landkreises 
Sigmaringen, in Höhe von gut 4 Millionen Euro. In Summe übernimmt der Bund somit die Hälfte der Gesamtkosten, während das 
Land Baden-Württemberg 40 Prozent und die entsprechende Kommune 10 Prozent schultert. Ich freue mich, dass es nun auch 
beim Ausbau des Internets im ländlichen Raum voran geht, denn schließlich ist eine gute Internetversorgung inzwischen einer der 
zentralsten Standortfaktoren für Unternehmen und Gemeinden. Viele der nun geförderten Kommunen hatten große Sorgen ge-
äußert, dass es unter der Ampel-Bundesregierung zu großen Einschnitten bei der Förderung des Gigabit-Ausbaus kommen könnte. 
Dies ist nun erfreulicherweise nicht zu erkennen. Auch an dieser Stelle möchte ich die Gelegenheit nutzen, mich beim Zweckver-
band Breitband Bodenseekreis für seine erfolgreiche Arbeit zu bedanken. Wenn alle Städte und Gemeinden, die sich beworben 
haben, auch eine Förderung erhalten, dann hat man viel richtig gemacht! 
 
Im Spannungsfeld zwischen Landwirtschaft und Naturschutz – zu Besuch beim Wasser- und Bodenverband  
 
Am vergangenen Freitag war ich zu Gast bei der Hauptversammlung des Wasser- und Bodenverbandes Ahauser-, Bermatinger- 
und Ittendorfer Ried. Während der Versammlung wurde auch mir sehr klar, wie schwierig sich in der heutigen Zeit die Bewirt-
schaftung von ursprünglich vernässten Flächen – also Mooren und Feuchtwiesen – gestaltet. Der Vorsitzende des Wasser- und 
Bodenverbandes, Thomas Welte, der nun schon nahezu 40 Jahre lang für diesen als Vorstand tätig ist, berichtete, wie das Pflegen 
von Entwässerungsgräben inzwischen immer häufiger zu Konflikten mit den Umweltbehörden führe. Dabei sei es eine seit Ge-
nerationen traditionsreich durchgeführte Arbeit, die Flächen im Ried für den heimischen Lebensmittelanbau urbar zu erhalten. 
Hinzu komme, dass auch der inzwischen wieder heimisch gewordene Biber größere Probleme verursacht. Insbesondere, da er 
die Gräben durch seine Bauten anstaue, wodurch im Ried große Flächen, die im landwirtschaftlichen Eigentum stehen, nicht mehr 
nutzbar seien. Um diese Problematik näher zu beleuchten, war der für den Regierungsbezirk Tübingen zuständige Biberbeauf-
tragte Franz Spannenkrebs anwesend, der über die steigende Biberpopulation berichtete. Der Bürgermeister der Gemeinde Ber-
matingen, Martin Rupp, lobte das Engagement des Verbandes und insbesondere das seines Vorsitzenden Thomas Welte. Als 
starkes Signal wertete Rupp den Beschluss der anwesenden Mitglieder, Herrn Welte auch bei auftretenden Konflikten mit Behör-
den den Rücken stärken zu wollen. Denn die neuen Zeiten stellten auch eine große Herausforderung für den Verbandsvorsitzen-
den dar. In meinem Grußwort würdigte ich die Arbeit des Verbands und der heimischen Landwirtschaft und sprach ich mich hin- 

sichtlich der Biberproblematik für das „Bayerische 
Modell“ aus, bei welchem das Land einen finanzi-
ellen Ausgleich für Biberschäden leistet und die Bi-
berbeauftragten ein Populationsmanagement be-
treiben. Bei den sich anschließenden Vorstands-
wahlen wurde Thomas Welte erneut zum Vorsit-
zenden gewählt, während Franz Josef Sprißler auch 
weiterhin sein Stellvertreter bleibt. Im Vorfeld der 
Versammlung des Wasser- und Bodenverbands 
fand auch die Hauptversammlung des Badischen 
Landwirtschaftlichen Hauptverbands BLHV statt. 
Hier gab der langjährige Vorsitzende Thomas Welte 
den Vorsitz an Hubert Sträßle ab, sein Stellvertreter 
ist von nun an Mathias Dilger, neuer Rechnungs-
führer Erhard Karrer. Ich gratuliere den Mitgliedern 
der neu gewählten Führungsteams von Wasser- 
und Bodenverband sowie vom BLHV zu ihrer Wahl 
und wünsche Ihnen alles Gute für ihre zukünftige 
Arbeit. 

 
 
 
 

 

Volker Mayer-Lay MdB     Platz der Republik 1      11011 Berlin     Telefon: 030 227 74123     E-Mail: volker.mayer-lay@bundestag.de 

Wir am See 

 

Auf dem Bild neben mir, von links: Franz Josef Sprißler, Thomas Welte, 
Bürgermeister Martin Rupp, Klaus Hoher MdL. 



 

Zitat der Woche 

Fakten und Meinungen 

Kleine Terminauswahl 

  
  
 
 
  
    
 
    
 
 
  
 

  
                          
 
 
 
 
 
  
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 

Wir am See 

Gas- und Strompreisbremse 
verabschiedet – zu spät! 

 

Nach einer gefühlten Ewigkeit hat die 
Ampel-Bundesregierung nun am gestri-
gen Donnerstag die ersten Entlastungen 
für Bürgerinnen und Bürger bei den Ener-
giepreisen beschlossen. Zwar wurden die 
so genannten Gas- und Strompreisbrem-
sen lediglich in Erster Lesung beraten, al-
lerdings verabschiedete der Bundestag 
zudem eine einmalige Entlastungszah-
lung für Verbraucher und Unternehmen 
im Dezember. So richtig der Ansatz zur 
Entlastung der Bürgerinnen und Bürger 
ist – er kommt schlicht zu spät. Neben der 
Entlastungszahlung im Dezember,  greift 
die Strompreisbremse erst aber Januar 
und die Gaspreisbremse sogar erst ab 
März. Ich bin der Meinung, dass es ein ab-
solutes Unding ist, die Menschen – und 
die Unternehmen – in der aktuellen Krise 
für eine solch lange Zeit alleine zu lassen.  

„Der deutsche Pass darf nicht zur Ramschware werden!“ 

Der Parlamentarische Geschäftsführer der Unionsfraktion, Thorsten Frei, zur Diskussion um die Migrationspolitik.  

Sa., 03.12.2022  Adventsfeier des Bundes der Vertriebenen im Bodenseekreis, Graf-Zeppelin-Haus, FN. 
Di., 06.12.2022  Besuch der Tafel in Überlingen. 
Mi., 07.12.2022  Bürgersprechstunde in Friedrichshafen – Details s. oben und auf meiner Homepage. 
Do.,  08.12.2022 Rekrutenvereidigung in der Staufer-Kaserne in Pfullendorf. 
 

AKTUELLE UMFRAGE 
„Wäre am Sonntag Wahl!“ 

 

 
 

 

Quelle: Forsa, 29.11.2022 
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Wenn am Sonntag 
Bundestagswahl 
wäre, erhielten

Erinnerung: Bürgersprechstunde 
am 07.12.2022 in Friedrichshafen   
 

An dieser Stelle möchte ich die Gelegenheit 
nutzen und nochmals auf meine nächste 
Bürgersprechstunde am Mittwoch kom-
mender Woche hinweisen. Gerne stehe ich 
Ihnen am Nachmittag des 07.12. im Café 
Gessler in Friedrichshafen für Ihre Anliegen, 
Wünsche und Fragen zur Verfügung – 
ebenso wie natürlich für Kritik, Anregungen 
und Verbesserungsvorschläge. Falls Sie das 
Angebot nutzen wollen und Interesse oder 
Bedarf an einem persönlichen Gespräch mit 
mir haben, bitte ich Sie, sich – zur besseren 
Planung der Sprechstunde – entweder per 
E-Mail unter volker.mayer-lay@bundes-
tag.de oder telefonisch unter 030 227 
74123 in meinem Berliner Büro vorab anzu-
melden. Gerne können Sie mich natürlich  
darüber hinaus auch per E-Mail erreichen. 
Ich freue mich, wenn ich Ihnen weiterhel-
fen kann! 
 

Weitere Themen der Woche 

Schloss Montfort in Langenargen erhält Unterstützung 
 
Erfolg für die Bodenseeregion beim Denkmalschutz-Sonderprogramm XI: das 
Schloss Montfort in Langenargen wird bei anfallenden Restaurationsarbeiten 
von Seiten des Bundes unterstützt. Von den insgesamt 48 Millionen Euro, die 
das diesjährige Sonderprogramm umfasst, entfallen nun 285.000 € auf die In-
standsetzung der Fenster in Schloss Montfort in Langenargen.  
Es freut mich, dass sich ein Restaurationsvorhaben aus unserer Region erfolg-
reich um eine Förderung bewerben konnte. Zwar habe ich darüber hinaus – 
ebenfalls durch Schreiben an das Landesdenkmalamt – noch einige Vorhaben 
aus der Region mehr bei ihrem Bemühen um eine Förderung im Rahmen des 
Sonderprogramms unterstützt. Dabei handelt es sich um die Restaurierung des 
Chorbogens im Überlinger Münster oder die Instandsetzung des Oberen Tors in 
Pfullendorf. Da es allerdings hierfür Bewerber aus ganz Deutschland gibt, kann  
eine Berücksichtigung für eine Förderung leider nie garantiert werden kann. Ge-
nerell ist es meiner Meinung nach aber erfreulich, dass in Baden-Württemberg, 
einem Land mit reichem kulturellem Erbe, der Schutz und die Pflege der Kultur-
merkmale sogar Verfassungsrang hat. Dabei ist klar, dass zur Bewältigung dieser 
herausfordernden Aufgabe, erhebliche finanzielle Mittel erforderlich sind. Umso 
wertvoller ist die Unterstützung für die baden-württembergischen Vorschläge 
für das Denkmalschutz-Sonderprogramm XI zu betrachten.  

 

Vor Schloss Montfort in Langenargen. 
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